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arbeit den Bürgern die Kompetenzen dieser Organe bewußt 
zu machen.

Sehr viele Fragen betreffen die Rechte und Pflichten der 
Bürger beim Kauf von Waren. Die Analyse macht erneut 
darauf aufmerksam, daß der Qualität insbesondere auch 
hochwertiger technischer Konsumgüter, der Entwicklung des 
Kundendienstes und der Abstimmung zwischen Herstellern 
und Handelsbetrieben zur bedarfsgerechteren Versorgung der 
Bürger noch mehr Augenmerk in der Tätigkeit der örtlichen 
Staatsorgane, der Betriebe und gesellschaftlichen Kontroll­
organe zu widmen ist.

Des weiteren sind auch einige Fragen beachtenswert, die 
nicht unmittelbar zu den Schwerpunkten des zivilrechtlichen 
Auskunftsbedarfs gehören. Das betrifft insbesondere den 
Rechtskomplex Dienstleistungen und Probleme der Gestal­
tung und Beendigung von Rechtsbeziehungen beim Zusam­
menleben ohne Ehe.

Auf der Grundlage der Untersuchung kann festgestellt 
werden, daß Männer deutlich mehr Auskünfte zu zivilrecht­
lichen Fragen einholen als Frauen. Auch innerhalb des 
Rechtsgebietes ist der Auskunftsbedarf geschlechtsspezifisch 
differenziert: Er ist bei Frauen zu eigentumsrechtlichen Fra­
gen, Fragen zu Kredit und Darlehn, zum Erbrecht, zur Miet­
zahlung und zum Zusammenleben ohne Ehe höher. Bei Män­
nern besteht ein besonders hohes Frageinteresse auf den Ge­
bieten des Zivilverfahrensrechts, Mietrechts, Dienstleistungs­
und Schadenersatzrechts. Dabei stehen Fragen zur Durchset­
zung von Rechten im Vordergrund. Bemerkenswert ist, daß 
mehr als zwei Drittel aller Fragen zum Kaufrecht von Män­
nern gestellt werden.

Hinsichtlich der altersmäßigen Verteilung des Auskunfts­
bedarfs ergeben sich ebenfalls eine Reihe von Besonderhei­
ten. Hervorzuheben sind:
— das beachtliche Interesse der 16- bis 19jährigen Jugend­

lichen für Fragen der Aufhebung von Mietverträgen so­
wie der Gebrauchsüberlassung und Instandhaltung,

— der konkrete Bedarf bei den bis zu 25jährigen Bürgern, 
Probleme des Zusammenlebens ohne Ehe zu klären, wobei 
die Fragen zumeist auf das Ende dieser Gemeinschaft 
abzielen,

— der hohe Anteil mietrechtlicher Fragen bei der Alters­
gruppe über 60 Jahre,

— das um das 50. Lebensjahr herum einsetzende starke In­
teresse an den Problemen der Testamentserrichtung und 
anderen erbrechtlichen Fragen.

2. Schwerpunkte im familienrechtlichen Auskunftsbedarf 
bilden Fragen zum Unterhalt des Kindes, zur Eigentumsver­
teilung nach Ehescheidung und zur Ehescheidung. Ebenso 
spielen Probleme in bezug auf die Nutzung der Ehewohnung 
nach der Scheidung keine unwesentliche Rolle.

Die Fragen zum Kindesunterhalt betreffen zumeist die 
Festsetzung der Höhe des Unterhalts bzw. die Abänderung 
des Unterhaltsbetrages. Sie machen den engen Zusammen­
hang zum Vorwissen aus der umfangreichen rechtspropagan­
distischen Arbeit auf diesem Gebiet sichtbar, das die Bürger 
anhält, sich im konkreten Einzelfall durch Anfragen zu ver­
gewissern oder sachkundig zu machen. Dieses Verhalten zeigt 
besonders deutlich, daß viele Bürger die Rechtsauskunft in 
Anspruch nehmen, um ihre Probleme selbständig zu lösen.

Im familienrechtlichen Auskunftsbedarf der Bürger be­
ziehen sich etwa 60 Prozent der Fragen auf das Eheschei­
dungsrecht und seine Folgebestimmungen.

Besondere Probleme ergeben sich bei teilweise länger not­
wendig werdendem Zusammenleben der geschiedenen Ehe­
partner in der bisherigen Ehewohnung. Sie verdienen nach 
wie vor größte Beachtung in der staatlichen Wohnraumlen­
kung.

Die meisten Auskunftsanliegen auf familienrechtlichem 
Gebiet kommen von Frauen. Sie stellen vornehmlich Fragen 
zur Ehescheidung, und zu ihren Folgen. Dabei wird in vielen 
Fällen im Vertrauen in die Autorität des Richters Rat zur 
Überwindung von Eheproblemen gesucht. Solcher Rat könnte 
u. E. sachkundiger durch die Ehe- und Familienberatungs­
stellen gegeben werden. In diesem Zusammenhang ist der 
Hinweis von C. D r u n k e n m ö l l e  zu unterstützen, der 
Ehe- und Familienberatung und deren Propagierung mehr

Beachtung zu schenken.6 Das erfordert auch vom Richter, Rat­
suchende mit diesem Anliegen mehr an die Ehe- und Fami­
lienberatungsstellen zu verweisen.

Der größte Unterschied im Auskunftsbedarf der Männer 
und Frauen besteht in bezug auf Fragen zum Unterhalt zwi­
schen Ehegatten bzw. Verwandten sowie zur Eigentums- und 
Vermögensgemeinschaft der Ehegatten. Hier überwiegen die 
Frauen als Fragesteller. Fragen zum Umgangs- und Erzie­
hungsrecht, auch verfahrensrechtliche Fragen werden dem­
gegenüber wesentlich häufiger von Männern gestellt.

Aus der altersspezifischen Betrachtung des familienrecht­
lichen Rechtsauskunftsbedarfs wird ersichtlich, daß Fragen 
zur Ehescheidung und zu deren Folgen vor allem von den 
25- bis 35jährigen gestellt werden. Dieses Verhalten deutet 
darauf hin, daß in dieser Zeitspanne offensichtlich gehäuft 
Probleme in der Ehe auftreten. Interessanterweise ist der 
Anteil der Bürger über 60 Jahre an denen, die Fragen zur 
Ehescheidung stellen, ebenfalls relativ hoch.

Jugendliche im Alter von 16 bis 19 Jahren stellen relativ 
wenige Fragen zum Familienrecht, wobei der Schwerpunkt 
beim Unterhalt liegt. In diesem Zusammenhang ist es be­
merkenswert, daß der Anteil der Rechtsauskunftswünsche 
hinsichtlich des Unterhalts zwischen Verwandten im Ver­
gleich zu anderen Auskunftsuchenden höher liegt. Ein gleiches 
Bild ergibt sich in bezug auf den Auskunftsbedarf zur Vater­
schaftsfeststellung.

3. Der Auskunftsbedarf auf arbeitsrechtlichem Gebiet 
konzentriert sich auf Fragen zum Arbeitseinkommen, zur Ar­
beitszeit, zur Änderung von Arbeitsverträgen sowie zur 
Übertragung einer anderen Arbeit, zum Delegierungsvertrag 
und zur Beendigung von Arbeitsrechtsverhältnissen. Auch 
sozialversicherungsrechtliche Probleme nehmen einen nicht 
unbedeutenden Platz ein.

Lohn- und Gehaltsfragen betreffen insbesondere die Ver­
gütung von Überstundenarbeit und die Entlohnung nach der 
vereinbarten Arbeitsaufgabe. Arbeitszeitfragen beziehen sich 
vornehmlich auf Probleme der Einhaltung der betrieblichen 
Arbeitszeitpläne, der Freistellung von der Arbeit, der Ar­
beitszeitverlagerung, der Teilzeitbeschäftigung, der Durchfüh­
rung von Schichtarbeitsund der Überstundenarbeit.

Der Auskunftsbedarf hinsichtlich der Begründung von 
Arbeitsrechtsverhältnissen schließt auch Fragen ein, die im 
Vorfeld des eigentlichen Abschlusses von Arbeitsverträgen 
liegen.

Rechtsauskünfte helfen, Konflikten vorzubeugen

Ein Vergleich der Rechtsauskunftsersuchen mit dem Klage­
verhalten der Bürger bestätigt ebenfalls die weiter vorn ge­
troffene Aussage, daß der Gegenstand der Rechtsprechung 
und der Rechtsauskunftsbedarf nicht deckungsgleich sind.

So nehmen Grundstücksprobleme in der gerichtlichen 
Rechtsauskunft einen wichtigen Platz ein; sie sind für die 
Bürger aber nicht oft Anlaß, den Gerichtsweg zu beschrei­
ten. Hierbei ist zu sehen, daß insbesondere beim Grund­
stücksverkehr die örtlichen Staatsorgane Kompetenzen wahr­
zunehmen haben, die — im Vergleich zu anderen zivilrecht­
lich relevanten Verhältnissen — sehr weitgehend sind. Viele 
Konflikte werden auch auf dem Verwaltungsweg ausgetra­
gen. Andererseits erfüllen die Staatlichen Notariate wichtige 
Funktionen, so daß sich für den Bürger mancher Weg zum 
Gericht erübrigt. Schließlich werden Grundstücksfragen und 
insbesondere die zur Ausübung der Nachbarreihte sehr häu­
fig im Rahmen gesellschaftlicher Organisationen (vor allem 
dem VKSK) und natürlich auch bei den gesellschaftlichen 
Gerichten gestellt und geklärt.

Eine besonders große Diskrepanz zwischen dem Rechts­
auskunftsersuchen und dem Klageverhalten der Bürger ist 
hinsichtlich des Erbrechts gegeben. Dies dürfte verschiedene 
Ursachen haben. 6

6 Vgl. C. Drunkenmölle, „Den Ehe- und Sexualberatungsstellen mehr 
Beachtung schenken 1“, NJ 1986, Ней 10, S. 4211.


